
Das Magazin zur Energiewende
#4/2023

Strom
Linie Gewinner  

Österreichischer  
Zeitschriften- 

preis 2022

„SAG NIEMALS NIE“
Eurelectric-Generalsekretär 

Kristian Ruby über Fortschritte 
beim Strommarktdesign.

VON EUROPA LERNEN
Wie ambitioniert  

Spanien den Erneuerbaren- 
Ausbau forciert.

GUT GERÜSTET
In einer Krisenübung probten 
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PA
R

LA
M

EN
TS

D
IR

EK
TI

O
N

/U
LR

IK
E 

W
IE

SE
R

Geht da 
   noch was?

Nach vier Jahren schwarz-grüner Regierung 
       ist es Zeit für eine Bilanz. Und die Frage: 
   Was kann in dieser Legistlaturperiode 
                                noch geliefert werden?





Momentaufnahme
Was seh’ ich da?
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Sonntag, 3. Dezember 2023.
Seit wenigen Minuten sind die Haushalte im Murtal – bis auf  
einige Ausnahmen – wieder mit Strom versorgt, nachdem 
schwere Schneelast, die im dramatischen Wintereinbruch  
Anfang Dezember über weite Teile der Republik abgegangen ist, 
samstags eine Hochspannungsleitung bei Weißkirchen 
umgeknickt hat. Mit einem Helikopter wurde ein provisorischer 
Mast aufgestellt, Einsatztrupps der Energienetze Steiermark,  
der Energie Steiermark, der lokalen Feuerwehren, lokaler Bau- 
und Elektrofirmen und des Bundesheeres waren 20 Stunden am 
Stück im Einsatz, um die Infrastruktur wiederherzustellen. 
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  Durchschnittspreis Verbrennungsmotor     Durchschnittspreis E-Autos  

  Elektroautos ab diesem Zeitpunkt preiswerter im Betrieb als konventionelle Fahrzeuge

INDIEN

EUROPA

USA

World Energy Outlook:  
Starkes Wachstum bei E-Mobilität
Der Erneuerbaren-Ausbau in Österreich kommt nur schleppend voran – damit entwickelt sich das  
Land entgegen der internationalen Trends. Im jüngsten World Energy Outlook sieht die Internationale 
Energieagentur (IEA) erneuerbare Energien weltweit auf dem Vormarsch. Vor allem beim PV-Ausbau 
und der Elektromobilität gibt es starke Zuwächse – und hohe Erwartungen.

Erneuerbare bestehen im Wettbewerb
Obwohl sich der Kostenverfall im Jahr 2022 abgebremst  
hat, sind nachhaltige Technologien aufgrund der hohen Energiepreise 
weiterhin wettbewerbsfähig.

Die österreichischen und europäischen Mobilitätsziele im Überblick
Österreich hat sich ambitioniertere Ziele gesetzt als die Europäische Union.

Verdreifachung der E-Autos bis 2030
Aufgrund dieser Entwicklungen geht die IEA davon aus, dass sich der Anteil der E-Autos bis 2030  
selbst im pessimistischsten Szenario verdreifachen wird. Insgesamt sollen im Jahr 2030 rund zehnmal  
so viele Elektroautos auf den Straßen unterwegs sein wie derzeit. Für die Erreichung des Ziels der Klimaneutralität  
bis 2050 (NZE) reicht allerdings auch das aktuelle Wachstum nicht aus.

Elektroautos ab 2023 günstiger als Verbrenner
Durch sinkende Kosten, Förderungen und regulative Maßnahmen werden Elektroautos ab 2023  
konventionelle Autos im Hinblick auf die Gesamtkosten in vielen bedeutenden Märkten überholen.  
Auch bezüglich der Herstellung ist Kostenparität bereits absehbar. (Gesamtkosten in US-Dollar)
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ÖSTERREICH EUROPÄISCHE UNION

NEKP - Nationaler Energie- und Klimaplan 
100% emissionsfreie Taxis & Mietwägen

naBe – Aktionsplan für eine 
nachhaltige öffentliche Beschaffung
100% emissionsfreie Pkw-Neuzulassungen in der  
öffentlichen Beschaffung, wenige Ausnahmen möglich
100% emissionsfreie leichte NFZ-Neuzulassungen  
in der öffenlichen Beschaffung, wenige Ausnahmen möglich

Mobilitätsmasterplan 2030 für Österreich
100% emissionsfreie Pkw-Neuzulassungen
100% emissionsfreie leichte NFZ-Neuzulassungen
100% emissionsfreie schwere NFZ-Neuzulassungen (< 18 Tonnen)
100% emissionsfreie Zweiräder-Neuzulassungen

Mobilitätsmasterplan 2030 für Österreich
100% emissionsfreie Busse Neuzulassungen

Mobilitätsmasterplan 2030 für Österreich
Bahn 100% klimaneutral
Binnenschiffe 100% klimaneutral
Flugzeuge 100% klimaneutral

CO2-Emissionsnormen
100% emissionsfreie Pkw-Neuzulassungen
100% emissionsfreie leichte NFZ-Neuzulassungen
CVD: Richtlinie 2019/1161/EU

Clean Vehicle Directive (CVD)
100% emissionsfreie Pkw- oder 
leichte NFZ-Neuzulassungen in der 
öffentlichen Beschaffung

Mobilitätsmasterplan 2030 für Österreich
100% emissionsfreie schwere NFZ-Neuzulassungen  
(> 18 Tonnen) 

Prognostizierte Betriebskosten für Mittelklasse E-Autos und  
Autos mit Verbrenner-Motoren in Schlüsselmärkten

Entwicklung der Durchschnittspreise  
für ausgewählte Clean-Energy-Technologien

STEPS: Stated Policies  
Scenario = Szenario auf Basis  
der aktuellen politischen  
Rahmenbedingungen

APS: Announced Pledges 
Scenario = Szenario auf Basis 
von öffentlichen Ankündigun-
gen und Zielen

NZE: Net Zero Emissions by 
2050 Scenario = Szenario, das  
die Maßnahmen widerspiegelt, 
die zur Erreichung der Klima
neutralität 2050 nötig wären0
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Der Tag, an dem der Notfall 
eintritt, könnte überaus 
freundlich sein: mildes Früh-
lingswetter, dezenter Son-

nenschein. Doch nach einem kalten 
Winter sind die Gasspeicher in Öster-
reich nur noch zu einem Viertel gefüllt. 
Gemeinsam mit der Produktion aus 
erneuerbarer Energie würde das im 
Normalfall allerdings immer noch rei-
chen, um die Versorgung im Land 
sicherzustellen.  

Doch zu den knappen Gasvorräten 
kommen noch weitere, überaus dra-
matische Umstände hinzu: Aufgrund 
der Kriegshandlungen in der Ukraine 
gelangt über die Ukraine-Route gar 
kein Gas mehr nach Österreich und 
ein Infrastruktur-Gebrechen schnei-
det auch noch den Zugang zu den in 
Oberösterreich eingelagerten Gasre-
serven ab. 

Was ist zu tun, wenn Gas und Strom knapp werden? In einer großangelegten 
Krisenübung auf Initiative von Oesterreichs Energie gemeinsam mit dem 
Fachverband Gas Wärme und dem Klimaschutzministerium probten Akteure 
aus der Energiewirtschaft den Ernstfall.
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Übung im 
Krisenmodus

Heuer haben wir ein Szenario gewählt, 
in dem die Gasknappheit auch auf den 
Stromsektor durchschlägt“, erklärt 
Jürgen Schneider, Leiter der Sektion 
Klima und Energie im Bundesministe-
rium für Klimaschutz.  

Und er fügt gleich hinzu: „Die Tat-
sache, dass wir, um eine Mangellage 
zu simulieren, ein Zusammentreffen 
von mehreren, sehr schwerwiegenden 
Zwischenfällen annehmen mussten, ist 
eine positive Botschaft. Denn sie zeigt: 
Es bedarf schon einer Verkettung von 
mehreren dramatischen Ereignissen, 
damit die Energieversorgung in Öster-
reich in Gefahr gerät.“ Üben, sagt 
Schneider, müsse man einen solchen 
Fall aber trotzdem. 

Und so fanden sich Mitte November 
in Wien alle wesentlichen Akteure 
zusammen, die bei einer Energieman-
gellage in Aktion treten müssen: Neben 

Das führt zu einer Energiemangel-
lage, zusätzlich kommt noch ein Soli-
daritätsansuchen aus Deutschland, das 
nicht mehr genug eigenes Gas zur Ver-
fügung hat. In dieser Situation macht 
die deutsche Bundesregierung von 
einem auf dem europäischen Recht 
basierenden Abkommen Gebrauch, in 
dem sich Österreich und Deutschland 
bei Energienot zur gegenseitigen Hilfe 
verpflichten.  

Positive Kernbotschaft    
So lauteten in groben Zügen die 
Grundannahmen einer Krisenübung, 
die das Bundesministerium für Klima-
schutz gemeinsam mit vielen anderen 
direkt betroffenen Stakeholdern im 
November in den Räumlichkeiten der 
Wiener Netze durchgeführt hat. „Wir 
haben schon im Vorjahr den Krisenfall 
einer Gasmangellage durchgespielt. 

15StromLinie 04/202314 StromLinie 04/2023

„Wenn sich eine  
Mangellage aufbaut,  
geht es um Schadens­
begrenzung. Dann muss 
die Kommunikation 
schnell und einwandfrei 
funktionieren.“
Jürgen Schneider, Leiter der Sektion  
Klima und Energie im Bundesministerium  
für Klimaschutz

Vertretern des Bundesministeriums für 
Klimaschutz betrifft das Vertreter der 
E-Control, der APG, der AGGM, der 
Bilanzierungsstellen AGCS und APCS 
sowie Vertreter der Mitgliedsunterneh-
men aus dem Fachverband Gas und 
Wärme und von Oesterreichs Energie.  

Für den Notfall gerüstet 
Die Benefits, die aus einer solchen 
Planübung mitgenommen werden kön-
nen, haben nicht nur mit Technik und 
Logistik zu tun, sondern auch mit 
Kommunikation. Schon die Tatsache, 
dass dabei alle für den Krisenfall rele-
vanten Personen einander kennenler-
nen und ihre Kontaktdaten austau-
schen, kann im Ernstfall von unschätz-
barem Wert sein. „Wenn sich eine 
Mangellage aufbaut, geht es um Scha-
densbegrenzung. Dann muss die Kom-
munikation schnell und einwandfrei 
funktionieren“, sagt Jürgen Schneider. 

Übrigens nicht nur unter den han-

delnden Personen selbst, sondern  
auch nach außen. Schließlich ist in 
einer Krisensituation das Informations-
bedürfnis der Bevölkerung ebenso 
groß wie die Verunsicherung. Zu 
gewährleisten, dass dann alle am Kri-
senmanagement Beteiligten mit einer 
Stimme sprechen würden, sei etwas, 
woran man im Rahmen der Übung 
gearbeitet habe, und das weiterverfolgt 
werden solle, sagt Schneider. 

Die Aufgabe ist ja auch alles andere 
als trivial: Es geht dabei schließlich 
nicht bloß darum, dass keine wider-
sprüchlichen Botschaften verbreitet 
werden, sondern auch darum, Formu-
lierungen zu finden, die so klar und 
eindeutig sind, dass sie möglichst 
wenig Spielraum für Mutmaßungen, 
Gerüchte oder sonstige Fehlinterpreta-
tionen lassen. 

Klare Erkenntnisse 
Nach intensiven Übungsstunden ist 
inzwischen für alle daran Beteiligten 
klar: Österreich zeigt sich für eine 
etwaige Energiemangellage sehr gut 
gerüstet. Die in den Einsatzplänen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen fest-
geschriebenen Routinen funktionieren 
zuverlässig. 

Was freilich nicht bedeutet, dass 
gar keine Stellschrauben existieren 
würden, an denen gedreht werden 
könnte. „Eine derart intensive Krisen-
vorbereitung, wie sie seit Februar statt-
findet, hat es nie zuvor gegeben. Trotz-
dem können immer noch Dinge verbes-
sert werden. Die Erfahrungen der 
heutigen Übung helfen uns, unsere 
Abläufe noch weiter zu optimieren“, 
betonen etwa die Vorstände der E-Con-
trol, Alfons Haber und Wolfgang 
Urbantschitsch. 

Unter anderem wurde im Rahmen 
der Übung diskutiert, welche organisa-
torischen Anpassungen nötig wären, 
um eine Energiemangellage noch effi-
zienter managen zu können. Einer der 
Punkte dabei: Die Verbrauchskontin-
gente werden im Krisenfall von den 
Ländern zugeteilt, die Ländergrenzen 
stimmen aber nicht immer mit den 
Netzgebieten überein. Hier gilt es, 
einen guten Weg zu finden, um diese 
Situation zu meistern. 

Kommunikation mit Industrie 
Durchgespielt wurden aber auch kon-
krete Maßnahmen, mit deren Hilfe 
man das Worst-Case-Szenario, nämlich 
die Notwendigkeit, einzelne Verbrau-
cher vom Netz zu trennen, verhindern 
kann. Auch dabei spielt Kommunika-
tion eine zentrale Rolle: Neben Spar-
Aufrufen ist in den Krisenplänen daher 
auch festgehalten, dass industrielle 
Großverbraucher schon früh auf die 
Möglichkeit vorbereitet werden sollen, 
dass sie ihren Verbrauch einschränken 
müssen.  

„Viele energieintensive Prozesse in 
der Industrie können nicht kurzfristig 
heruntergefahren werden, ohne dass 
an den Anlagen massiver Schaden ent-
steht“, erklärt Jürgen Schneider die 
Bedeutung dieser Maßnahme. Zugleich 
kann aber ein Reduzieren des Ver-
brauchs durch die Industrie dennoch 
nötig sein, wenn in einer Energieman-
gellage gewährleistet werden soll, dass 
geschützte Kunden wie etwa Haushalte 
weiterhin Strom und Gas bekommen. 

Eines ist den Teilnehmern der Kri-
senübung freilich auch wichtig zu beto-
nen: Aktuell ist eine akute Mangellage 
nicht sehr wahrscheinlich. Denn Öster-
reich geht gut vorbereitet und mit voll 
gefüllten Gasspeichern in den kommen-
den Winter. Ende November betrug der 
Speicherstand bei Gas 99 Prozent. 

Krisenübung Energiemangellage: Österreich ist gut gerüstet.  

Energiepolitik
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gilt wohl zu Recht als der größte 
energiepolitische Wurf, der 

Schwarz-Grün im Laufe ihrer Zusam-
menarbeit gelungen ist. Mit dem Gesetz 
hat die Regierung eine Rechtsgrundlage 
für die Energiewende im Strombereich 
geschaffen. Was, nebenbei gesagt, auch 
deshalb wichtig war, weil das alte Öko-
stromgesetz in einigen Punkten nicht 
mehr dem aktuellen EU-Beihilfenrecht 
entsprach. Die wirklich entscheidende 
strategische Entscheidung, die das 
Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz mit sich 
brachte, ist aber das Ziel, bis 2030 auf 
das Jahr betrachtet in Österreich so viel  
Strom aus erneuerbaren Quellen zu 
erzeugen, wie verbraucht wird. 

„Aus unserer Sicht besteht einer der 
großen Vorzüge des Erneuerbaren-Aus-
bau-Gesetzes darin, dass wir technolo-

W ir erinnern uns: Als ÖVP und Grüne am Neu-
jahrstag des Jahres 2020 die Einigung über 
eine gemeinsame Regierung verkündeten, da 
machte der Spruch vom „Besten aus beiden 

Welten“ die Runde. So unterschiedlich die beiden Parteien in 
ihren Werten und Positionen seien, hieß es, gerade dieser Mix 
würde die Koalition zu einem Erfolgsmodell machen.

In klima- und energiepolitischen Fragen hatte die Ankün-
digung durchaus etwas Überzeugendes. Denn die Grünen als 

giespezifische Ausbauwege festgeschrie-
ben haben, um am Ende den bestmögli-
chen Mix aus Wind, PV und Wasserkraft 
zu erreichen und damit auch die Versor-
gungssicherheit zu erhalten“, sagt Jür-
gen Schneider, Leiter der Sektion Klima 
und Energie im Bundesministerium für 
Klimaschutz.

Oft gelobt: Erneuerbaren- 
Ausbau-Gesetz
Tatsächlich wird das Erneuerbaren-Aus-
bau-Gesetz durch die Bank positiv beur-
teilt, von NGOs ebenso wie von Bran-
chenvertretern und der Wirtschaft. „Das 
Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz ist sicher 
ein Meilenstein. Da hat die Regierung 
etwas sehr Wichtiges geleistet“, wie es 
zum Beispiel Thomas Rührlinger von 
Fronius International formuliert.

Ebenfalls weitgehend freundliche 

dezidierte Umweltpartei und die ÖVP als Vertreterin der Wirt-
schaftsinteressen konnte man schon als ein Gespann sehen, 
das einen Ausgleich zwischen Markt und Klimaschutz finden 
und so die Energiewende auf ein solides Fundament stellen 
würde. Vier Jahre später fällt die Bilanz dieser Bemühungen 
durchmischt aus. Die StromLinie hat daher nachgefragt, wie 
Akteure der Energiewirtschaft die bisherige Performance von 
Schwarz-Grün beurteilen und was sie für den Rest der Legis-
laturperiode erwarten.

Reaktionen hat die Novellierung des 
Gesetzes zur Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP-Gesetz) nach sich gezo-
gen. Immerhin hat Schwarz-Grün damit 
erreicht, dass fehlende Flächenwidmung 
allein kein Grund für die Ablehnung von 
Projekten im Bereich des Erneuerbaren-
Ausbaus sein kann. Kritisiert wird aller-
dings, dass die Novelle nur Verfahren 
betrifft, die der UVP unterliegen. Es 
wäre aber wünschenswert, auch jene 
Projekte zu beschleunigen, die unter-
halb der UVP-Schwelle liegen.

CO2-Bepreisung trotz Gegenwind
Dafür, dass sie trotz des Krieges in der 
Ukraine und der damit verbundenen 
hohen Energiepreise an der CO2-Beprei-
sung festgehalten hat, wurde die Regie-
rung in der politischen Auseinanderset-
zung bisweilen kritisiert. Als Beitrag zur 
Energiewende wird die Maßnahme von 
Fachleuten aber mehrheitlich positiv 
bewertet, zumal sie sozial ausgewogen 
erfolgte. Die Kosten, die durch die 
Bepreisung entstanden sind, wurden in 
Form des Klimabonus rückerstattet. So 
entwickelt der Bonus auch einen Len-
kungseffekt, denn je mehr CO2 jemand 
einspart, desto mehr vom Klimabonus 
bleibt ihm am Ende über. 

I. Die Erfolge
Von dem Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz über CO2- 
Bepreisung bis zur Bewältigung der Energiekrise:  
Diese Regierung hat vieles richtig gemacht.

Nach vier Jahren Schwarz-Grün ist es Zeit für eine Bilanz.  
Welche klima- und energiepolitischen Erfolge kann die Regierung vorweisen? 

Welche Erwartungen hat sie enttäuscht? Und: Was kann sie in dieser  
Periode noch liefern? Ein Überblick in drei Kapiteln.

Coverstory

Die Abrechnung

„Mit dem  
Wegfall der 
Mehrwertsteuer 

auf PV-Anlagen bis 35 kW 
wird eine wichtige Forde-
rung der Branche erfüllt.“
Michael Jaindl,  
Geschäftsführer Kärnten Solar

Von dem Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz über CO2-Bepreisung bis zur Bewältigung der Energiekrise:  
Diese Regierung hat vieles richtig gemacht.

Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz: Tatsächlich wird das EAG durch die Bank positiv beurteilt,  
von NGOs ebenso wie von Branchenvertretern und der Wirtschaft.
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Die Zwickmühle, die bei den Aus-
einandersetzungen um das 
Erneuerbaren-Wärme-Gesetz 

sichtbar wurde, ist für die schwarz-grüne 
Koalition fast schon archetypisch: Was 
für die einen viel zu radikal ist, gilt den 
anderen als ein Minimalprogramm. Und 
als zusätzliches Hindernis kommt hinzu, 
dass man, um die für eine Beschlussfas-
sung notwendige Zweidrittelmehrheit zu 
bekommen, auch noch einen Teil der 
Opposition ins Boot holen muss.

Beim Erneuerbaren-Wärme-Gesetz 
hat diese Gemengelage dazu geführt, 
dass nun am Ende, wie Kritiker monie-
ren, im Nationalrat ein gänzlich anderes 
Gesetz verhandelt werde als ursprüng-

Als Folge des russischen Angriffs-
kriegs auf die Ukraine wurde die Regie-
rung aber auch zu energiepolitischen 
Maßnahmen gezwungen, die im Regie-
rungsübereinkommen ursprünglich gar 
nicht vorgesehen waren. So novellierte 
sie zum Beispiel fünf Mal das Gaswirt-
schaftsgesetz, was umso bemerkenswer-
ter ist, als es dafür jedes Mal eine Zwei-
drittelmehrheit im Parlament brauchte. 
Man beschloss überdies ein Gasdiversifi-
zierungsgesetz und investierte vier Mil-
liarden Euro, um eine strategische Gas-
reserve anzulegen. Es gelang auch, den 
von einer Gazprom-Tochter betriebenen 
Gasspeicher Haidach an einen österrei-
chischen Betreiber zu übergeben. 

lich angekündigt. „Das Erneuerbaren-
Wärme-Gesetz ist ein gutes Beispiel 
dafür, dass bei Gesetzesvorhaben 
zunächst zwar wichtige und richtige 
Dinge angekündigt werden, diese in der 
letzten Fassung dann aber fehlen“, kriti-
siert etwa die Geschäftsführerin von 
Global 2000, Agnes Zauner. 

Kein Gasausstieg im Altbestand
Auch die Geschäftsführerin des Dachver-
bands Erneuerbare Energie Österreich, 
Martina Prechtl-Grundnig, sieht beim 
Erneuerbaren-Wärme-Gesetz ein Versa-
gen der Regierung: „Das Gesetz ist eine 
absolute Enttäuschung. Es soll dem-
nächst in einer Schrumpfversion 
beschlossen werden, die keinen ver-
pflichtenden Ausstieg aus fossilen Brenn-
stoffen bei Bestandsbauten vorsieht.“ Der 
Austausch fossiler Heizungen werde 
außerdem dem Zufall überlassen, anstatt 
klar auszuweisen, wo über die Fernwär-
meversorgung dekarbonisiert werden 
solle und wo über Einzellösungen, die 
man dann durchaus fördern könnte. 

Sektionschef Jürgen Schneider vom 
Klimaschutzministerium bestätigt, dass 

Gut durch die Krise
Michael Strebl, Vorsitzender der Wien-
Energie-Geschäftsführung und Sparten-
sprecher Handel und Vertrieb bei Oes-
terreichs Energie, beurteilt daher das 
Krisenmanagement von Schwarz-Grün 
durchaus wohlwollend: „Die krisenbe-
zogenen Maßnahmen wie etwa die Gas-
bevorratung im Rahmen der Energie-
krise waren bedeutsam: Durch die enge 
Zusammenarbeit von Politik und Ener-
giebranche konnten wir in diesen 
besonders volatilen Zeiten die Versor-
gungssicherheit in Österreich jederzeit 
gewährleisten.“

Auch die ab 2024 angekündigte 
Streichung der Mehrwertsteuer auf Pho-
tovoltaikanlagen bis 35 kW kommt in 
der Wirtschaft gut an. Denn im Gegen-
satz zum aktuellen Förderregime bedeu-
tet sie keinen Zusatzaufwand für die 
Administration. „Damit wird eine von 
uns schon seit Langem erhobene Forde-
rung erfüllt“, urteilt Michael Jaindl, 
Geschäftsführer des PV-Spezialisten 
Kärnten Solar. Die Senkung soll zwei 
Jahre gelten und die bisherigen Förde-
rungen ersetzen. 

Dass es auf diese Weise zu keinen 
Doppelförderungen kommt, ist aus der 
Sicht von Oesterreichs Energie wesent-
lich. Der Verband sieht aber auch die 
forcierte Förderpolitik in diesem Bereich 
mittlerweile kritisch. So erfreulich das 
starke Wachstum bei Photovoltaik 

für den ursprünglichen Entwurf, in dem 
ein Ausstieg aus fossilen Ölheizungen im 
Bestand vorgesehen gewesen wäre, 
keine Mehrheit gefunden werden 
konnte. Er verweist aber darauf, dass 
mit dem Gesetz ein Verbot von Gashei-
zungen in Neubauten kommen werde. 
„Parallel werden wir die Förderintensi-
tät beim Programm Raus aus Öl und Gas 
deutlich erhöhen und so einen verstärk-
ten Anreiz für die Wärmewende im 
Gebäudebereich bieten“, kündigt er an.

Die hocheffiziente Lösung für die Energieerzeugung, -übertragung und -verteilung

Mehr Power für Ihr Engineering 

free download: www.aucotec.at

„Der Beschluss 
eines neuen  
Elektrizitäts-
wirtschafts-

gesetzes ist dringend 
notwendig.“
Michael Strebl,  
Vorstand Wien Energie

II. Das unvollendete Gesetz
Schwarz-Grün hat das Erneuerbaren-Wärme-Gesetz 
zwar in den Nationalrat gebracht – an der inhaltlich 
reduzierten Fassung gab es aber reichlich Kritik.

 „Die Klima
politik, die 
Österreich 
betreibt, wirkt.“ 

Jürgen Schneider, Sektionschef 
Klimaschutzministerium

„Bei Gesetzes-
vorhaben  
werden zwar 
wichtige und 

richtige Dinge angekün-
digt, in der letztendlich 
beschlossenen Fassung 
fehlen sie dann aber.“
Agnes Zauner,  
Geschäftsführerin Global 2000

Gasausstieg: Was für die einen viel zu radikal ist, gilt den anderen als ein Minimalprogramm.

„Der Ausbau  
der Netze muss 
daher noch viel 

entschiedener als bisher 
vorangetrieben und von 
der Politik unterstützt 
werden. Sonst ist die 
Energiewende nicht 
machbar.“ 
Franz Strempfl, Geschäftsführer 
Energienetze Steiermark

grundsätzlich ist, ein weiteres Anheizen 
des Marktes könnte bald zu Problemen 
führen. „Wir haben im vergangenen 
Jahr in Österreich PV-Anlagen im 
Umfang von einem Gigawatt an die Ver-
teilernetze angeschlossen, dieses Jahr 
kommt wahrscheinlich noch einmal die 
doppelte Leistung dazu. Gleichzeitig 
wurden die Investitionsbudgets der 
Netzbetreiber mehr als verdoppelt. 
Diese Entwicklung bringt auf allen 
Spannungsebenen  große Herausforde-
rungen mit sich. Um hier Schritt halten 
zu können, muss der Netzausbau noch 
viel entschiedener als bisher vorange-
trieben und von der Politik unterstützt 
werden. Anreize für den Ausbau der 
Erneuerbaren sind grundsätzlich gut – 
aber wir müssen dafür sorgen, dass die 
zusätzliche Energie auch abtransportiert 
werden kann“, sagt Franz Strempfl, 
Geschäftsführer der Energienetze Stei-
ermark und Spartensprecher Netze bei 
Oesterreichs Energie.
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Der Vorschlag der Kommission war 
allerdings nur der erste Schritt zum 
neuen Marktdesign …
Ruby: Jetzt sind wir in einer Phase, in 
der sich die Europaparlamentarier geei-
nigt haben – und auch die Diskussion 
zwischen den Mitgliedsstaaten stattge-
funden hat. Im Parlament gab es einen 
gewissen Pragmatismus, man hat einge-
sehen, dass die Stromwirtschaft zu 
wichtig und der Ausbau der Erneuerba-
ren zu essenziell ist, um jetzt alles auf 
den Kopf zu stellen. Im Rat – also in der 
Diskussion zwischen den Mitgliedsstaa-
ten, die darauf folgte – ging es vor 
allem um Versorgungssicherheit und 
Wettbewerbsfähigkeit, etwa die Fragen 
der Verlängerung der Kohleverstromung 
in Polen und die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen und der französischen 
Industrie. Wir haben jetzt ein Abkom-
men auch im Rat, und meine Erwartung 
ist, dass wir dieses Dossier noch vor 
dem Ende der Legislaturperiode dieser 

Herr Ruby, Sie sind als Generalsekre-
tär von Eurelectric nah dran an der 
Entstehung von EU-Gesetzgebungs-
verfahren. Wie ist der Status quo 
beim Paket zum Strommarktdesign? 
Kristian Ruby: Vor anderthalb Jahren 
standen wir vor einer Situation, wie wir 
sie nie zuvor hatten in Europa: Die Inva-
sion Russlands in der Ukraine, Manipu-
lationen der Energiemärkte, die Strom-
preise gingen durch die Decke. Es war 
klar, dass die Politik was tun muss. 
Zuallererst haben wir ganz radikale Sig-
nale von der Kommission empfangen; 
das ganze Marktdesign, so wie wir es 
bisher kannten, sollte aus dem Fenster 
geschmissen und das Prinzip der Grenz-
kosten-Preise abgeschafft werden. Das 
war eine Situation politischer Panik. Für 
uns ging es darum sicherzustellen, dass 
wir Chaos am Markt verhindern, Evolu-
tion statt Revolution. Als wir dann gese-
hen haben, was von der Kommission 
letztlich an konkreten Vorschlägen kam, 
war das schon viel besser. Man hat die 
Preisdeckel von Einzeltechnologien 
nicht in die Gesetzgebung hineinge-
schrieben, man hat den Versuch 
gemacht, bessere, langfristige Investiti-
onsanreize in die Marktregelung einzu-
bringen. Wir fanden den Vorschlag rela-
tiv ausgewogen – mit vielen Ansätzen 
zur Verbesserung. 

Kommission schließen können. Das 
wäre auch sehr wichtig, um die Unsi-
cherheit für die Investitionsbedingun-
gen der Energiewirtschaft zu beenden. 

Bis wann sollte eine Einigung erfol-
gen, damit sich das in der aktuellen 
Legislaturperiode noch ausgeht?
Ruby: Der Plan ist, dass man bis  
14. Dezember einen Deal findet. 

Der Grund für die EU-Kommission, 
sich überhaupt mit dem Strommarkt-
design auseinanderzusetzen, war die 
Krise im Energiemarkt 2022. Ist mit 
den Plänen zum neuen Strommarkt-
design eigentlich ein Automatismus 
eingebaut, in den die EU wieder ein-
greifen kann, sollte es erneut zu Tur-
bulenzen kommen?
Ruby: Das ist ein Schlüsselpunkt der 
Reform: Für uns war es sehr wichtig, 
dass es einen geordneten Prozess gibt, 
in dem objektive Kriterien ein erneutes 
Eingreifen der Politik auslösen. Im der-
zeitigen Plan sind es Elemente wie die 
Höhe des Preises und Folgen auf 
gesamtwirtschaftlicher Ebene, die 
einen solchen geordneten Eingriff aus-
lösen würden. Wichtig war uns, dass 
nicht jede Marktvolatilität der Politik 
erneut Legitimität gibt, sich immer 
neue Maßnahmen auszudenken. TH
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Kristian Ruby sitzt für die europäische Energiewirtschaft mit  
am Tisch, wenn in Europa über den Strommarkt entschieden werden soll. 

Der gebürtige Däne über die Umsetzung des neuen Strommarktdesigns, 
die Lehren aus russischer Marktmanipulation, die Abkehr von EU- 

Dogmen und warum sich Dänen Europa voller Windräder vorstellen. 
Interview: Rudolf Loidl und Christian Zwittnig 

„Sag niemals nie“

Kristian Ruby 
ist seit 2017 Generalsekretär des 
Branchenverbandes Eurelectric.  
Der Verband repräsentiert den 
europäischen Stromsektor mit  
Mitgliedern in mehr als 32 euro­
päischen Staaten, darunter auch 
Österreich, und bündelt somit die 
Interessenvertretung von mehr als 
3.500 Unternehmen in den Berei­
chen Stromerzeugung, Verteilung 
und Versorgung. Zuvor war der 
gebürtige Däne Chief Policy 
Officer bei Wind Europe und  
Assistent der früheren Klima­
kommissarin Connie Hedegaard. 
Das Interview wurde auf Deutsch 
geführt – in Rubys dritter Fremd­
sprache.

„Wir schulden der 
nächsten Generation, 
dass wir nicht nur 
Gesetze machen, son-
dern auch Windanlagen 
und Kraftwerke bauen.“
Kristian Ruby
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Angesichts der Ereignisse der letzten 
Monate und mit Blick auf die Ener-
giewende ist es sehr wahrscheinlich, 
dass sich Preise in wenigen Monaten 
auch höchst dramatisch in jede Rich-
tung verändern können. Wie realis-
tisch ist es, dass diese Power 
Purchasing Agreements breiten Ein-
satz finden werden? 
Ruby: Wir haben schon gesehen, dass 
in Zeiten extremer Preisänderung nicht 
viele PPAs geschlossen werden. Ande-
rerseits: Hätten wir 2022, nach vielen 
Jahren relativ stabiler Preise, eine 
Kombination aus langfristigen Kontrak-
ten und Short-Term-Kontrakten gehabt, 
dann wäre der Impact der Manipulatio-
nen Russlands nicht so tiefgreifend 
gewesen. 

Ein anderes Element des neuen 
Strommarktdesigns ist die Empfeh-
lung der Einführung von Differenz-
kontrakten, also einem Modell, das 
einen Mindestpreis zur Investitions-
sicherheit für die Energiebranche 
garantiert und dafür im Gegenzug 
Höchstpreise abschöpft. Wie ist da 

Kommen wir zu den Details des 
Strommarktdesigns: Die Abschaffung 
des sogenannten Merit-Order-Prin-
zips, also der Grenzkosten-Preise, die 
den Strompreis bestimmen, ist schon 
seit längerem vom Tisch. Gehen Sie 
davon aus, dass diese Diskussion 
damit für immer beendet ist? 
Ruby: (lacht) Man soll niemals nie 
sagen. Eigentlich ist etwas Gutes pas-
siert: Alle Stakeholder haben aner-
kannt, dass der Grenzkosten-Zugang 
die Grundlage für den Markt sein 
muss. Wir haben aber – und das hat 
Vladimir Putin bewiesen – auch gese-
hen, dass, wenn gezielte Versuche 
unternommen werden, man diesen 
Markt manipulieren kann. Deshalb gibt 
es jetzt Anreize, mit langfristigen Ver-
trägen, sogenannten PPAs (Power 
Purchasing Agreements, Anm. d. Red.), 
dem entgegenzuwirken. 

Eigentlich ist das Forcieren dieser 
langfristigen Stromverträge eine 
Abkehr von der bisherigen Politik der 
EU, die sehr auf Marktpreisfindung 
über die Börse gesetzt hat … 
Ruby: Es gab lange Zeit Anreize der 
Kommission im Zuge der Strommarktli-
beralisierung, wirklich alles in Short 
Term Markets abzubilden. Es gab sogar 
Staaten, in denen es verboten war, 
Strom in langfristigen Stromlieferver-
trägen zu regeln. Diese Politik der EU 
kommt aus einer Zeit, in der wirklich 
der gesamte Strommarkt von Monopo-
len in langfristigen, sehr intransparen-
ten Verträgen mit einzelnen Kunden 
gemacht wurde. Man wusste nicht, wie 
die Kontrakte entstanden sind und auf 
welcher Basis. Deshalb war der Zugang 
der EU jener zu sagen: „Lasst uns Hin-
terzimmerverträge durch den transpa-
renten Stromhandel ersetzen.“ Eine 
gewisse Volatilität wurde dabei in Kauf 
genommen – gezielte Marktmanipula-
tion von externen Akteuren wie im 
Zuge der russischen Invasion in der 
Ukraine natürlich nicht. 

wenige bindende Legislativvor-
schläge. Wie schätzen Sie die Aus-
wirkung von Aktionsplänen, etwa 
jenen für Windkraft oder für Netze, 
auf die tatsächliche Umsetzung ein?
Ruby: Wir sind Befürworter von Akti-
onsplänen. Warum? Weil wir in den 
letzten fünf Jahren enorm viel Gesetz-
gebung bekommen haben. Wir haben 
irre viele Ziele: Erneuerbaren-Ziel, 
Energieeffizienzziel, ein CO2-Ziel, unter 
der Erneuerbaren-Richtlinie gibt es Ein-
zelziele für E-Mobilität, für Industrie, 
für Heizung. Und ehrlich gesagt kom-
men wir zu einem Punkt, wo das Risiko 
besteht, dass wir uns ins Mikro-
Management der Sektoren hineinbewe-
gen. Es ist Zeit, den Fokus auf die 
Umsetzung zu legen. Wir schulden der 
nächsten Generation, dass wir nicht nur 
Gesetze machen, sondern auch Wind-
anlagen und Kraftwerke bauen. Alles, 
was man in formale Gesetzgebung ein-
bindet, kann frühestens in 3 Jahren in 

nationale Gesetze gegossen werden. 
Das ist viel zu lange. Wir haben diese 
Zeit einfach nicht mehr. 

Weil Sie die Beschleunigung der 
Umsetzung erwähnt haben: Einige 
der Renewable Energy Directives 
beinhalten Maßnahmen zur 
Beschleunigung der Umsetzung. 
Etwa den Vorrang des Klimaschutzes 
vor dem Landschaftsschutz, das 
sogenannte Overriding Public Inte-
rest. Meinen Sie, dass das genug war, 
um in Europa Effekte zu erzielen? 
Wird die EU da auf die Mitgliedsstaa-
ten weiter Druck machen? In Öster-
reich steht ja oft Klimaschutz nicht 
über Landschaftsschutz …
Ruby: Ich glaube, mit dem Overriding 
Public Interest ist tatsächlich ein Mei-
lenstein gelungen – und es ist das beste 
Beispiel dafür, dass wir nicht weitere 
Gesetze brauchen: Hier ist den Mit-
gliedsstaaten der EU jetzt erstmals ein 
Mittel an die Hand gegeben worden, 
um die Beschleunigung des Ausbaus 
Erneuerbarer herbeizuführen. Das ist 
Gesetz – die Umsetzung wird die Kom-
mission als Wächterin des Vertrags sehr 
ernst nehmen. Ich höre das auch aus 
der Kommission selbst, dass, während 
der letzten Jahre Politikentwicklung im 
Vordergrund gestanden ist, jetzt die 
Umsetzung in den Fokus kommen wird.  

In der Frage der Erzeugungstechno-
logien scheint Europa komplett zer-
splittert: Während für Österreicher 

Atomkraft ein absolutes No-Go ist, 
scheinen Franzosen die Wasserkraft 
ziemlich kritisch zu sehen. Deutsche 
sehen Biomasse sehr kritisch…
Ruby: (lacht) … für Dänen ist alles 
außer Windkraft Frevel, aber ich 
glaube, Frankreich mag Wasserkraft 
sehr gerne. Im Ernst: Die Frage der 
Erzeugungstechnologien ist die, die am 
meisten Emotion in Europa hervorruft 
– und sie hat ganz viel mit der Historie 
der Energieerzeugung in dem jeweili-
gen Land zu tun. Die Energiewende 
wird ganz schön herausfordernd für 
uns, und ich glaube, wir kommen nicht 
darum herum, den einzelnen Regionen 
Europas die Flexibilität zu geben, das 
so zu gestalten, wie sie es können. Wir 
müssen diese Energiewende mit einer 
gesunden Portion Pragmatik angehen. 
Besonders, weil wir Erdgas – anders als 
noch vor 3 Jahren – als Brückentechno-
logie nicht mehr haben werden. Es ist 
sehr leicht für einen Dänen, sich über-
all Windräder vorzustellen. Wir müs-
sen einander in Europa zuhören und 
verstehen, dass an anderen Orten eine 
andere Mischung von Technologien 
gebraucht wird. 

der Stand der Dinge? 
Ruby: Es gab am Höhepunkt der Ener-
giekrise ganz konkrete Vorschläge, den 
Grenzkostenmarkt völlig abzuschaffen 
– und alle neu geschaffenen Kapazitä-
ten in das Differenzkontrakt-Modell 
einzubinden. Für uns war das viel zu 
weitgehend. Wir glauben daran, dass 
der Grenzkostenmarkt einen großen 
Wert hat, auch weil er die einzelnen 
Länder in Europa zusammenbindet. Der 
Grund, warum in Europa das Licht 
während der Energiekrise 2022 nicht 
ausgegangen ist, ist, weil Europa ein 
offener Markt ist. Es gab in der Krise 
Zeiten, in denen Deutschland von 
Frankreich Gas bekommen hat – und 
Frankreich im Gegenzug von allen 
europäischen Nationen Strom bezogen 
hat. Das war nur durch den Binnen-
markt möglich. 

Scheinbar hat sich Ihre Auffassung 
aber nicht ganz durchgesetzt, denn 
Differenzkontrakte werden den Mit-
gliedsstaaten von der EU-Kommis-
sion zur Sicherung des Ausbaus 
Erneuerbarer eindeutig empfohlen … 
Ruby: Differenzkontrakte, geschlossen 
mit Regierungen für riesige Infrastruk-
turprojekte wie Off-Shore-Windparks, 
sind Förderinstrumente für Investiti-
onssicherheit – und die machen natür-
lich Sinn. In dieser Diskussion ging es 
jedoch darum, alle neuen Stromkapazi-
täten in solche Differenzkontrakte ein-
zubinden – doch damit beschädigt man 
weite Teile aller anderen Strommärkte. 
Nehmen Sie den Forward-Markt, in 
dem Unternehmen ihre Preise für die 
Zukunft sichern. Es ist immer sehr ver-
lockend für einen Politiker, drastische 
Vorschläge zu machen, im Detail zeigt 
sich, dass der komplexe und höchst effi-
ziente Strommarkt nicht über Nacht 
einfach revolutioniert werden kann.  

Derzeit hören wir viel von Aktions-
plänen der EU. Diese haben empfeh-
lenden Charakter. Noch gibt es 

Michael Strugl, Barbara Schmidt, Kristian Ruby: Dem Hauptausschuss von Oesterreichs Energie berichtete Ruby über den 
Verhandlungsstand des Strommarktdesigns und zur politischen Landschaft in Anbetracht der bevorstehenden EU-Wahlen.
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„Ich höre das auch aus 
der Kommission selbst: 
Während in den letzten 
Jahren die Politik
entwicklung im Fokus 
war, wird man sich  
jetzt auf die Umsetzung  
in den Ländern  
konzentrieren.“
Kristian Ruby

„Overriding Public 
Interest ist Gesetz –  
die Umsetzung in den 
Staaten wird die Kom-
mission als Wächterin 
des Vertrags sehr  
ernst nehmen.“
Kristian Ruby zur Vorrangstellung des 
Klimaschutzes vor dem Landschaftsschutz

„Es gab am Höhepunkt 
der Energiekrise ganz 
konkrete Vorschläge, 
den Grenzkostenmarkt 
völlig abzuschaffen – 
und alle neu geschaffe-
nen Kapazitäten in das 
Differenzkontrakt-
Modell einzubinden.  
Für uns war das viel  
zu weitgehend.“
Kristian Ruby
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Es war eine regelrechte Gold-
gräberstimmung. Daran kön-
nen sich noch alle, die dabei 
waren, erinnern. Bis 2008 

zählte Spanien zu jenen Ländern Euro-
pas, die den Erneuerbaren-Ausbau mit 
sehr attraktiven Tarifen förderten. So 
sah zum Beispiel ein Dekret aus dem 
Jahr 2007 für PV-Anlagen mit einer 
Leistung bis 100 kW eine Vergütung 
von 44 Cent für die Kilowattstunde vor 
– samt einer jährlichen Anpassung an 
die Inflation. 

Schon bald zeigte sich allerdings, 

dass die hohen Preise das Budget über-
lasteten und nicht zu halten waren. Die 
Regierung in Madrid entschied sich dar-
aufhin, die Tarife bei bestehenden Ver-
trägen drastisch zu senken. Für Anla-
gen, die ab 2013 errichtet wurden, gab 
es gar keine Einspeisevergütung mehr.

„Für Investoren war das ein sehr 
harter Schnitt. Der Bau von neuen Anla-
gen ging dementsprechend zurück“, 
erzählt Dietmar Reiner, Geschäftsführer 
bei VERBUND Green Power. Das Unter-
nehmen ist in Spanien sowohl im PV-
Ausbau als auch dem Windanlagenbau 

engagiert. „Die Jahre um 2013 waren in 
Spanien für die Energiewende tatsäch-
lich kritisch, die Regierung war drin-
gend gefordert, nach der Abschaffung 
der Einspeisetarife neue Anreize und 
Sicherheiten für Investoren zu schaffen.“

Um Anschlüsse bewerben
Die Lösung, die man dafür gefunden 
hat, wird heute in ganz Europa beachtet, 
denn sie setzte an dem für Erneuerba-
ren-Projekte zentralen Thema der Netz-
anschlüsse an. Die Netzbetreiber wur-
den aufgefordert, einen Plan darüber 

vorzulegen, wo in ihrem Versorgungsge-
biet Netzanschlüsse mit welcher Leis-
tung möglich sein würden. 

Jeder Projektbetreiber muss sich 
nun, um ein Projekt einreichen zu kön-
nen, zunächst um einen dieser 
Anschlüsse bewerben. Um zu verhin-
dern, dass um Anschlüsse angesucht 
und dann damit spekulativer Handel 
betrieben wird, erhebt der Netzbetreiber 
für jeden reservierten Anschluss eine 
Kaution von 40.000 Euro pro MW. Der-
zeit erfolgen die Vergaben noch nach 
einem First-Come-First-Serve-Prinzip, 
sobald der Projektwerber die Vorgaben 
des Netzbetreibers erfüllt. In Zukunft 
wird bei der Bewerbung ein Konzept 
vorgelegt werden müssen, das den Kli-
manutzen des Projekts und auch seinen 
Nutzen für die Region darlegen soll. 
Gibt es für einen Anschluss mehrere 
Interessenten, bekommt dann das Pro-
jekt mit dem besseren Profil den 
Zuschlag.

Völlig neuer Weg
Damit geht Spanien einen völlig ande-
ren Weg als etwa Österreich, wo Pro-
jektwerber zwar informell erfragen kön-
nen, wo Netzanschlüsse geplant sind, 
einen konkreten Anschluss aber erst im 
Zuge des Genehmigungsverfahrens 
bekommen. „Hat ein Projektwerber 
Pech, bekommt er dann den Anschluss, 
mit dem er eigentlich gerechnet hat, 
doch nicht, weil ein anderes Projekt 
schneller bewilligt wurde und der 
Anschluss nun für dieses Projekt genutzt 
wird“, sagt Reiner. „Diese Unsicherheit 
haben Investoren in Spanien nicht.“

Um zu verhindern, dass Anschlüsse 
reserviert werden, dann aber doch nicht 
gebaut wird, hat Spanien neben dem 
Kautionsregime auch strenge Fristen 
festgesetzt: Innerhalb von zwei Jahren 
ab der Anschluss-Reservierung muss ein 
Umweltbescheid darüber, dass das 
geplante Projekt errichtet werden darf, 
vorgelegt werden. Ansonst verfällt die 
Kaution samt dem Nutzungsrecht am 
Anschluss.

„Ausnahmen von dieser Regelung 
sind nur dann vorgesehen, wenn der 

Projektwerber im Zuge des interaktiven 
Genehmigungsverfahrens Hinweise auf 
etwaige Mängel bekommt und diese in 
der Folge behebt“, erklärt Reiner. „Wir 
hatten einmal einen solchen Fall, als bei 
einem unserer Projekte zusätzliche Maß-
nahmen zum Schutz des Kaiseradlers 
vorgeschrieben wurden“, erzählt Reiner.

Druck zu raschem Handeln
Ein Druck, Projekte zügig zum 
Anschluss zu bringen, ergibt sich auch 
aus der Anforderung, dass Erneuerba-
ren-Anlagen innerhalb von fünf Jahren 
ab Anschlusszuweisung in Betrieb gehen 
müssen. „Bei Photovoltaik geht das gut, 
bei Windkraftprojekten ist eine solche 
Vorgabe hingegen schon recht sport-
lich“, sagt Reiner.

Um die Einhaltung der Fertigstel-
lungsfristen zu ermöglichen, hat Spanien 
daher eine Reihe von Maßnahmen 
gesetzt, die die Genehmigungsverfahren 
beschleunigen sollen. So erfolgt die 
Beurteilung von Projekten dezentral, die 
Genehmigung bei Projekten über 50 MW 
aber über eine zentrale Behörde. Anders 
als in den meisten österreichischen Bun-
desländern haben die Gemeinden in Spa-
nien auch nicht die Möglichkeit, einem 
Erneuerbaren-Projekt die Flächenwid-
mung zu versagen, wenn dafür keine 
gesetzliche Grundlage vorliegt. Überdies 
ist es im Falle eines überwiegenden 
öffentlichen Interesses bei Erneuerbaren-
Projekten möglich, Zwangsrechte durch-
zusetzen. Das ist bei Erneuerbaren-Pro-
jekten insbesondere für die Netzanbin-
dung von hoher Relevanz.

Die weitgehende Zentralisierung der 
Genehmigungsverfahren hat in Spanien 
allerdings auch zu einer Überlastung 
der damit befassten Stellen geführt. Vor 
allem im aktuellen Jahr hat das Land 
daher einen massiven Rückstau an nicht 
erledigten Fällen erlebt, der nun von den 
Behörden im Zuge von beschleunigten 
Verfahrensabläufen und mit höherem 
Ressourceneinsatz aufgelöst wird. 

Serie: Von Europa lernen. Spanien fördert den Erneuerbaren-Ausbau  
unter anderem über die Vergabe von Netzanschlüssen. Investoren schätzen  
die damit verbundene Planungssicherheit.

Spanien:  
Netzanschluss zuerst 
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PV-Anlagen der VERBUND Green Power in Spanien:  
Die Frage des Netzanschlusses wird in Spanien als Allererstes geklärt.

„Spanien musste nach 2013  
neue Anreize und Sicherheiten  
für Investoren schaffen.“
Dietmar Reiner, Geschäftsführer VERBUND Green Power

Spaniens 
Klimaziele  
bis 2023  
auf einen Blick

32 % Ziel Senkung der  
Treibhausgasemissionen im  
Vergleich zu 1990

48 % Mindestziel für die  
Senkung des Bruttoenergiever­
brauchs im Vergleich zu 1990

81 % Anteil der erneuerbaren 
Energie an der Stromerzeugung 

51 % Um diesen Anteil soll die 
Energieabhängigkeit vom Ausland 
reduziert werden.

62 GW Ausbauziel Windkraft

76,4 GW Ausbauziel  
Photovoltaik 

4,8 GW Ausbauziel  
Solarenergie thermoelektrisch

5,5 Mio. Elektrofahrzeuge 
sollen auf Spaniens Straßen fahren. 
Darin sind auch Leichtfahrzeuge 
eingeschlossen. 

11 GW Leistung an Elektro­
lyseuren für die Produktion von 
erneuerbarem Wasserstoff soll 
erreicht werden. Der Einsatz von 
Wasserstoff ist vor allem für indust­
rielle Prozesse vorgesehen. Im 
spanischen Wasserstoff-Fahrplan 
war der noch viel niedrigere Wert 
von 4 GW festgeschrieben.

20 TWh soll die Produktion 
von Biogas und Biomethan betra­
gen. Das ist eine Steigerung von 
100 Prozent gegenüber den bishe­
rigen im spanischen Biogas-Fahr­
plan festgelegten Zielen.

Energiepolitik
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E s ist ein Vorhaben von giganti-
scher Tragweite: Wenn die 
beiden von der voestalpine in 
Linz und Donawitz geplanten 

Elektrolichtbogenöfen in Betrieb gehen, 
wird Österreich seine CO2-Emissionen 
auf einen Schlag um fünf Prozent redu-
zieren. Und das ist nur der Beginn eines 
Transformationsplans, mit dessen Hilfe 
die voestalpine ihre gesamte Produktion 
dekarbonisieren will. Auf die Elektro-
lichtbogenöfen soll auch die Umstellung 
klassischer Hochöfen folgen, die man 
mit vor Ort produziertem grünen Was-
serstoff betreiben will. 

Um all das zu schaffen, braucht die 
voest freilich Strom, sehr viel Strom. In 
ihrem aktuellen Corporate Responsibi-
lity Report beziffert das Unternehmen 
den Bedarf für einen völligen Ausstieg 
aus fossilen Energieträgern auf rund 33 
TWh pro Jahr – das ist ungefähr die 
Hälfte des aktuellen gesamtösterreichi-
schen Stromverbrauchs.  

Um die dafür nötige Netzinfrastruk-
tur rechtzeitig zu schaffen, wurde daher 
das Projekt „Stromversorgung Zentral-
raum Oberösterreich“ gestartet, in des-
sen Rahmen das Netz im Großraum Linz 
modernisiert werden soll. Im Wesentli-

chen geht es bei dem Projekt darum, 
bestehende 110 kV-Leitungen durch  
220 kV-Leitungen zu ersetzen und fünf 
Umspannwerke neu zu errichten bzw.  
zu ertüchtigen. Zwei davon sollen direkt 
auf dem Gelände der voest stehen. 

Projektstopp  
wegen Trockenrasen 
Der geplante Standort eines einzigen 
Mastes führte allerdings am 11. Okto-
ber zu einem Stopp des Projekts. Trotz 
positiver strategischer Umweltprüfung 
und Umweltverträglichkeitsprüfung 
beeinspruchte eine kleine Bürgerinitia-

tive die Trassenführung, mit dem Hinweis, dass 
ein Mast auf einem schützenswerten Trockenra-
sengebiet zu stehen kommen würde. 

Obwohl Einsprüche aufschiebende Wirkung 
haben, hob das Land Oberösterreich die aufschie-
bende Wirkung in diesem Fall wegen der Dring-
lichkeit des Projekts für die Klimawende auf. Das 
daraufhin mit der Angelegenheit befasste Bun-
desverwaltungsgericht setzte den aufschiebenden 
Effekt allerdings wieder in Kraft: „Wollte der 
Gesetzgeber derartige Effekte für Vorhaben wie 
das gegenständliche ausschließen, hätte er bei 
Projekten der Energiewende einen generellen 
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung vorgese-
hen, was er jedoch bisher nicht getan hat“, heißt 
es in der Begründung. 

 Für Gerhard Christiner, den technischen 
Vorstand des Übertragungsnetzbetreibers APG, 
ist das Urteil symptomatisch für ein grundsätzli-
ches Problem, mit dem die Klima- und Energie-
wende in Österreich zu kämpfen hat: „Ich ver-
stehe Richter, denen es schwerfällt, Entscheidun-
gen treffen zu müssen, für die die Politik noch 
keine eindeutigen Rahmenbedingungen vorgege-
ben hat. Doch mit der aktuellen Gesetzeslage, 
die Einsprüchen in aller Regel, auch nach abge-
schlossenen Genehmigungsverfahren, aufschie-
bende Wirkung zuspricht, werden wir die Ener-
giewende nicht schaffen.“ 

 Für das Projekt „Stromversorgung Zentral-
raum Oberösterreich“ sagt Christiner, gehe man 
derzeit trotzdem in Vorleistung und bestelle die 
für den Bau nötigen Komponenten, auch wenn 
der Ausgang des Verfahrens offen sei. „Sonst ist 
ein Baubeginn im ersten Quartal 2024 nicht 
mehr möglich. Den brauchen wir aber, wenn der 
Elektrolichtbogenofen bei der voest in Linz wie 
geplant 2027 in Betrieb gehen soll.“ 

Zwei Tage, nachdem die voestalpine in Linz den Spatenstich für ihren  
ersten Elektrohochofen gefeiert hatte, wurde das dafür notwendige Netzausbau- 
Projekt per Gericht gestoppt. Damit ist Österreichs größtes singuläres  
CO2-Einsparprojekt in Gefahr. Wie konnte das passieren?
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„Mit der aktuellen  
Gesetzeslage, die Ein­
sprüchen in aller Regel, 
auch nach abgeschlosse­
nen Genehmigungsver­
fahren, aufschiebende 
Wirkung zuspricht,  
werden wir die Energie­
wende nicht schaffen.“
Gerhard Christiner, APG-Vorstand

Energiepolitik

Klimaprojekt 
       auf der Kippe  
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EGE-EINKAUFSGENOSSENSCHAFT  
ÖSTERREICHISCHER ELEKTRIZITÄTSWERKE  

REG. GEN. MBH. 

Ihr Partner der Energiewirtschaft mit  
Produkten aus dem Bereich der  

Energieverteilung 

 
Tel: 43 (0)1 405 15 97, Fax: DW 32 

E-Mail: office@ege.at 
Infos: www.ege.at 

1090 Wien, Hebragasse 2 

 

• Kunststoffkabel 1 bis 36 kV 

• Kabelgarnituren - Raychem 

• Kabelschutzmaterial 

• Hauff-Technik Kabel- u.  

Rohrdurchführungen 

• Horstmann-Kurzschlussanzeiger 

• Lemp-Werkzeuge 1000 V isoliert 

• Guro-Mastklemmkästen 

• Verbindungstechnik 

• Flach- u. Runderder 

• Seile u. Fahrdrähte 

• Mastfüße u. Zubehör 

• Freileitungsmaterial 

• Stromzähler (Smart Meter) 

• Verteilerschränke u. Zubehör 

• Sowie weitere Energie- 

verteilungsprodukte und Zubehör 
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S o viel lässt sich mit Gewissheit 
sagen: Diese Idee ist wirklich 
forschungsbasiert entstanden. 
Als Finanzwissenschaftler und 

inzwischen Leiter des Instituts für 
Bank- und Versicherungswirtschaft an 
der steirischen FH Joanneum beschäf-
tigt sich Michael Murg ausgiebig mit 
der Frage, was Menschen dazu bringt, 
auf bestimmten Märkten tätig zu wer-
den. Und was sie davon abhält.  

In Kurzversion und mit der für die 
Praxis nötigen Verkürzung könne man, 
sagt Murg, drei Punkte benennen. 
„Zunächst einmal müssen die Anleger 
das Produkt verstehen oder zumindest 
das Gefühl haben, dies zu tun.“ 

Traditionelle Anlageformen wie 
Aktien, Anleihen oder Fonds, sagt 
Murg, hätten noch einen weiteren Nach-
teil, der sie für viele Menschen als Anla-
geform ausscheiden lasse: Sie seien abs-
trakt. „Die meisten Anleger wollen aber 
in ein Produkt investieren, das angreif-
bar ist, das man sehen kann.“ Und 
schließlich, setzt er fort, gebe es bei der 
Entscheidung für oder gegen ein Invest-
ment auch ein Home-Bias: Anleger 
bevorzugen in der Regel den Heimat-
markt. Deshalb investieren Österreicher 
im Schnitt häufiger in österreichische 
als in ausländische Unternehmen. 

Ideales Investment 
Irgendwann, erzählt Murg, der ebenso 
viel Begeisterung für die Wissenschaft 

wie für das Unternehmertum aufbringt, 
habe er nachzudenken begonnen, wie 
ein Investmentangebot aussehen 
könnte, das den drei oben genannten 
Kriterien entspreche: leicht verständ-
lich, konkret und vor Ort vorhanden. 

Auf Immobilien als Antwort zu 
kommen, war nicht wirklich schwer. 
Allerdings: Das gängige Immobilienin-
vestment bedarf einer starken finanzi-
ellen Basis. Einige tausend oder hun-
dert Euro kann man in alles Mögliche 
investieren – ein Haus um das Geld gibt 
es nicht, eine Wohnung auch nicht. Und 
genau das war der Punkt, an dem Murg 
ansetzte. 

Wenn man Immobilien in kleine 
Anteile zerlegen würde und diese 
Anteile dann zum Verkauf anbietet, 
dann könnten Anleger beliebig große 
Teile einer konkreten Immobilie kaufen 
und davon in der Folge gleich zweifach 
profitieren: zum einen durch die Wert-
steigerung, zum anderen aber, wenn 
das Objekt vermietet ist, von den ali-
quoten Mieteinnahmen.  

Was zunächst als ambitioniertes 
Gedankenspiel begann, erwies sich 
nicht zuletzt dank Digitalisierung als 

tatsächlich machbar. 2018 brachte 
Murg gemeinsam mit seinen Co-Grün-
dern Valentin Perkonigg, Marco Neu-
mayer und Klaus Pateter das Start-up 
Brickwise auf den Markt. Seitdem kön-
nen über die Plattform digitale Immobi-
lienanteile gehandelt werden. Sobald 
der Kauf erfolgt ist, wird im Grundbuch 
auch eine entsprechende Sicherheit, ein 
sogenanntes Kollektivpfandrecht, ein-
getragen. Der Begriff, mit dem man 
diese Form des Immobilienhandels und 
-investments bezeichnet, lautet übri-
gens Tokenisierung. Rund 23.000 Men-
schen nutzen inzwischen Brickwise, 
das Transaktionsvolumen liegt bei über 
23 Millionen Euro.  

Tokenisierung der grünen Wende 
Inzwischen geht Brickwise aber einen 
Schritt weiter. Nach dem gleichen Prin-
zip, nach dem das Unternehmen Investi-
tionen in Wohnobjekte ermöglichte, will 
es nun Privatanlegern einen Zugang zu 
Projekten für die Klima- und Energie-
wende verschaffen. „Wir wollen, dass 
Interessierte sich ganz einfach per App 
an Projekten aus dem Bereich der erneu-
erbaren Energien beteiligen können. 
Denn zum einen sehen wir hier vielfach 
den Wunsch, auch mit kleineren Beträ-
gen dabei zu sein. Zum anderen sind die 
Renditeerwartungen nach wie vor sehr 
gut, und für viele Menschen wird es 
immer wichtiger, in Nachhaltigkeit zu 
investieren“, erklärt Murg. B
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Michael Murg (40) 

hat nahezu sein gesamtes berufliches 
Leben damit verbracht, Wissenschaft 
und Unternehmertum miteinander in 
Einklang zu bringen. Und zwar ganz 
praktisch, indem er zunächst neben 
dem Studium und dann neben seinem 
Job in der Wissenschaft theoretische 
Szenarien in die Praxis umsetzt. Derzeit 
leitet Murg das Institut für Bank- und 
Versicherungswirtschaft an der FH 
Joanneum. Seine Expertise darüber, 
wie Finanzmärkte funktionieren und 
was Effizienz am Finanzmarkt bedeutet, 
hat er als Gründer von Brickwise in das 
Unternehmen eingebracht, an dem er 
heute als Mitglied des Advisory Boards 
mitarbeitet. 

Seine Triebfeder sei es, sagt Murg, 
Dinge aufzubauen: „Zu sehen, ob eine 
Idee funktioniert, Lösungen zu finden, 
die den Markt effizienter machen, das 
fasziniert mich.“ Seit dem Jahr 2000 in 
der Finanzwirtschaft tätig, war Murg 
einer der Gründer von Savity, einer 
Online-Vermögensverwaltung, die 
inzwischen von Amundi übernommen 
wurde. In seiner Freizeit ist der 
40-Jährige gern in den Bergen unter-
wegs, wobei er seine jüngste alpine 
Leidenschaft, das Paragleiten, nach 
einer allzu innigen Begegnung mit einer 
Fichte derzeit aufs Eis gelegt hat. 

Windräder kaufen. Oder einen Photovoltaik-Park. Was bis vor Kurzem  
nur Großinvestoren vorbehalten war, ist nun dank eines in München und Wien  

ansässigen Start-ups auch für Privatanleger möglich. Per App und ab einem  
Mindestbetrag von 100 Euro können Interessierte in konkrete Erneuerbaren-Projekte 

investieren und so Teil der Klima- und Energiewende werden.  

Wie haben Sie das  
gemacht, Herr Murg? 

„Wir bringen  
Liquidität in den  

PV-Anlagen-Markt,  
die es bislang in dieser 

Form nicht gab.“
Michael Murg

35
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Bei uns können Sie 
     auch im Winter 
     Sonne tanken.

Die Energiewelt der Zukunft ist eine Welt des Stroms. Damit Elektroautos künftig zu jeder 
Jahreszeit verlässlich durch unsere Straßen gleiten, brauchen wir nicht nur genügend Strom –  
wir brauchen auch viele leistungsfähige Ladestellen. Dafür müssen wir neue Speicher errichten 
und unsere Infrastruktur ausbauen − denn die Energiewende braucht starke Netze. 

Österreichs E-Wirtschaft plant voraus.

oesterreichsenergie.at

Der Tokenisierung von Häusern soll 
nun also auch eine Tokenisierung der 
Windräder, PV-Anlagen und Speicher 
folgen. Ein entsprechendes Projekt, das 
bereits auf der Brickwise-Plattform 
gehandelt werden kann, ist die Photo-
voltaikanlage am Dach der Green-Point 
Immobilie in Wiener Neustadt. Ihre 
Leistung beträgt 178 kWp, der produ-
zierte Strom wird zum Großteil von 
den Mietern des Gebäudes genutzt. Die 
Erträge aus dem Projekt sind daher 
weitgehend unabhängig von etwaigen 
Schwankungen am Strom-Markt. 

Doch das solle erst der Anfang sein, 
erzählt der Brickwise-Gründer Murg. 
Weitere Vorhaben aus dem Bereich 
grüne Energie seien bereits in der Pipe-
line. Inzwischen merke er auch ein 
starkes Interesse von Bürgermeistern, 
die auf den Dächern von Schulen oder 
Gemeinden PV-Anlagen errichten wol-
len und darüber nachdenken, das über 
Brickwise zu finanzieren. Wie bei 
anderen Angeboten von Brickwise kön-
nen Nutzer auch bei den Projekten zur 
grünen Energie bereits ab 100 Euro 
einsteigen. 

Hürden aus dem Weg räumen 
„Eine Immobilie zu kaufen oder sich an 
einem Erneuerbaren-Projekt zu beteili-
gen, war für Privatpersonen bislang mit 
einem hohen organisatorischen Auf-
wand verbunden. Wir räumen all diese 
Hürden aus dem Weg, damit es attrak-
tiv wird, selbst mit relativ kleinen Bei-
trägen dabei zu sein“, sagt Murg. 

Die Plattform hat für Private aber 
noch einen weiteren Vorteil: Sie bietet 
eine deutlich höhere Liquidität als der 
Immobilienmarkt selbst. Wenn jemand 
seine Anteile an einem Haus, einer Woh-
nung oder eben einer PV-Anlage wieder 

loswerden wolle, könne man daher 
davon ausgehen, es in verhältnismäßig 
kürzerer Zeit zu tun, sagt Murg. „Bei 
den PV-Anlagen kann man überhaupt 
sagen, dass wir Liquidität in einen Markt 
bringen, die es bislang in dieser Form 
noch nicht gab. Das ist schon einmalig.“ 

Die Ziele, die Brickwise sich für die 
Zukunft setzt, sind ambitioniert: Eine 
Milliarde Transaktionsvolumen bis 
2025 und im Jahr 2024 mindestens 
hundert Projekte im Energiesektor will 
das inzwischen 21-köpfige Team errei-
chen. Zugleich treibt man die Expan-
sion in den deutschen Markt voran. 

Großes Wachstumspotenzial 
Wachstumspotenzial sieht Murg aber 
auch in einer verstärkten Kooperation 
mit den Errichtern von PV-Parks, Wind-
rad-Anlagen und mit Energieversorgern. 
Letztere hätten zwar üblicherweise 
nicht unbedingt das Problem, dass sie 
für die Finanzierung ihrer Projekte auf 
den Kleininvestoren-Markt angewiesen 
wären, als ein Mittel der Kundenbin-
dung könne die Plattform aber auch für 
sie sehr spannend sein, findet Murg. 

Die Geschäftsmodelle, die Brickwise 
im Rahmen von Green-Energy-Solu-
tions anbietet, sprechen zwei wichtige 
Aspekte an. Zum einen können über die 
Plattform Modelle realisiert werden, 
bei denen Kunden für ihr Investment 
eine Gutschrift oder eine Verzinsung 
auf ihre Energiekosten erhalten. Zum 
anderen kommt bei den Beteiligungen 
aber auch eine starke emotionale Kom-
ponente hinzu. Denn die Teilhaber kön-
nen über eine App die Energiedaten in 
Echtzeit mitverfolgen. „Auf diese Weise 
fördern wir das innere Engagement 
und das Gefühl, dass es sich tatsächlich 
um eine Anlage handelt, deren Teilei-
gentümer man ist“, erklärt Murg.  

Um Kooperationen mit institutio-
nellen Interessenten anzukurbeln, bie-
tet Brickwise seine Lösungen im 
Bereich der grünen Energie in einer 
White-Label-Version an. „Die Technik 
und das Know-how kommt von uns, 
das Branding macht aber der Kunde, 
was für ihn natürlich den Vorteil einer 
noch stärkeren Identifikation mit sei-
nem Projekt hat.“ 

Für Privatanlegerinnen und -anleger 
hat man sich aber auch etwas einfallen 
lassen, um den Zugang zu Investitionen 
in grüne Energie noch bequemer zu 
gestalten. Seit Sommer besteht eine 
Partnerschaft mit Greeninfra, einem 
Lösungsanbieter für E-Mobilität und 
Smart-Home-Anwendungen. Die 
gemeinsame Greenmer-App, über die die 
Anteile an PV-Anlagen, Windrädern und 
Speichern gehandelt werden können, 
werde dem Geschäft einen weiteren 
Boost verpassen, ist Murg überzeugt.  

Das Unternehmen
Brickwise

SITZ: Graz

GRÜNDUNG: 2018

AKTUELLE MÄRKTE: Österreich, Deutschland

GESCHÄFTSMODELL: Plattform, über die 
Anteile an Immobilien und Projekten der 

erneuerbaren Energie gekauft und verkauft 
werden können. Der Mindestbetrag, der 

investiert werden muss, liegt bei 100 Euro. 
Damit will Brickwise Privatpersonen 

Investitionen ermöglichen, die für sie 
bislang wegen des hohen Aufwands und der 

hohen Kapitalhürde nicht möglich waren. 

Brickwise-Gründerteam (v. l. n. r.: Valentin 
Perkonigg, Marco Neumayer, Michael Murg, 
Klaus Pateter): Die Tokenisierung von PV-
Anlagen, Windrädern und Speichern als 
Geschäftsmodell

Brickwise-App:  
In Projekte der  
erneuerbaren Energie 
investieren.
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Um elektrische Energie von A nach B zu befördern, gibt 
es grundsätzlich zwei Möglichkeiten: Gleichstrom und 
Wechselstrom. Hochspannungs-Gleichstrom-Übertra-

gungsleitungen werden dann verwendet, wenn sehr große 
Mengen Strom über sehr weite Strecken transportiert werden 
sollen. Aktuell gibt es solche Leitungen vor allem als Untersee-
leitungen. Über Land werden fast ausschließlich Wechsel-
strom-Leitungen genutzt, auch wenn es Überlegungen zu 
einem europäischen Supergrid in der Form eines Gleichstrom-
netzes gibt. Der Nachteil der Gleichstromübertragung besteht 
in der Notwendigkeit, den Strom nach der Übertragung wie-
der zu Wechselstrom umzuwandeln. 

Wird Wechselstrom über größere Distanzen transportiert, 
geschieht das in der Regel über Freileitungen. Nur ein Prozent 
der Übertragungsnetzleitungen in Europa laufen über Erdka-
bel. Aus gutem Grund. Denn diese Form der Übertragung ist 
aufwendiger und verursacht ein Vielfaches der Kosten. Das hat 

vor allem physikalische Gründe – in erster Linie die Wärme, 
die bei der Übertragung entsteht und abgeführt bzw. abtrans-
portiert werden muss. 

Während eine Freileitung Wärme problemlos an die Umge-
bungsluft abgeben kann, sieht es bei Erdkabeln anders aus. 
Hier muss trotz entsprechender Isolationsummantelung, allen-
falls auch durch Baumaßnahmen, dafür gesorgt werden, dass 
es zu keiner Überhitzung der Leitung kommen kann. Zu beden-
ken ist auch, dass Erdkabel Wärme in den Boden abgeben und 
so seine Austrocknung fördern können – in Zeiten der Klimaer-
wärmung kein unwichtiger Punkt. 

Die Verlegung längerer Erdkabelstrecken am Land ist auch 
aus anderen Gründen problematisch: Weil das Material so 
schwer und die Trommeln, auf denen die Kabel aufgerollt wer-
den, so groß sind, können nur Teilstrecken bis zu ca. einem 
Kilometer transportiert werden. Diese Teilstücke müssen dann 
mittels Muffen verbunden werden. Jede Muffe stellt, vergleich-
bar mit einem Gartenschlauch, den man stückelt, eine 
Schwachstelle und somit ein Risiko für die nachhaltige Versor-
gungssicherheit dar. Im laufenden Betrieb in Pilotprojekten in 
Europa entstanden gerade bei diesen Zusammenschlüssen etwa 
durch Verunreinigungen bei der Montage Kurzschlüsse. Die 
Behebung dieser Schäden ist viel aufwendiger und teurer als 
bei Freileitungen. 

Gegen Erdkabel sprechen außerdem, jedenfalls auf langen 
Strecken, auch die längere Bauzeit und die viel höheren Bau-
kosten. Man denke dabei etwa an Berg-, Hügel- bzw. schmale 
alpine Tallagen. Im Fall eines Gebrechens sind Erdkabel auch 
schwerer zugänglich. 

Warum ist der Strom  
leichter durch die Luft als durch  

die Erde zu transportieren? 
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Letzte Unklarheiten

EXPERTE DES MONATS 

Wolfgang Hafner ist Abteilungsleiter  
Leitungsbau beim Austrian Power Grid, dem  
österreichischen Übertragungsnetzbetreiber. 

Unser Stromsystem 
  ist mit allen Wassern 
                    gewaschen.  

Über 60 Prozent des österreichischen Stroms stammen aus der Wasserkraft. Das ist nicht nur 
gut fürs Klima, sondern auch für die Sicherheit unserer Stromversorgung. Denn leistungsfähige 
Speicher sind die Eckpfeiler einer verlässlichen Energieversorgung − damit der Strom auch dann 
fließt, wenn der Wind nicht weht oder einmal eine Wolke vor der Sonne steht.

Österreichs E-Wirtschaft schafft Versorgungssicherheit.

oesterreichsenergie.at

Erdkabel sind weniger effizient als Freileitungen.  
Warum das so ist, erklärt Wolfgang Hafner, Abteilungsleiter Leitungsbau bei der APG. 



Wir entwickeln das weltweite Energiesystem weiter.
Als wegweisender Technologieführer arbeiten
wir mit Kunden und Partnern zusammen, um eine
nachhaltige, flexible und sichere Energieversorgung
in der Zukunft zu ermöglichen – für heutige und
künftige Generationen.

Advancing a sustainable energy future for all

Hitachi Energy
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